
beanstandet worden sei, entspreche. Dieser Auffassung 
des Bezirksgerichts kann nicht gefolgt werden. Das Be­
zirksgericht hat verkannt, daß für die in der Höhe der 
Strafe zum Ausdruck kommende Wertung eines Ver­
brechens weder durch die Anklagepolitik des Staatsan­
walts noch durch die ständige Rechtsprechung eines Se­
nats feste Sätze geschaffen werden können. Hierfür ist 
vielmehr der Grad der gesellschaftlichen Gefährlich­
keit des konkreten Verbrechens maßgebend, der wiede­
rum bestimmt wird durch die Bedeutung des gefähr­
deten Objekts für unsere gesellschaftliche und politi­
sche Entwicklung, den Grad der Verantwortlichkeit des 
Täters, seine Beweggründe, die von ihm bei der Tat­
ausführung an den Tag gelegte Intensität und die ein­
getretenen oder möglichen Folgen der Tat. Daraus folgt, 
daß bei der Wertung eines Verbrechens eine verglei­
chende Betrachtung mit anderen, nur ihrer Form, nicht 
aber auch ihrem Inhalte nach gleichgelagerten Fällen 
nicht möglich ist.

Die im konkreten Fall von dem Angeklagten ent­
faltete Intensität bei der Ausführung seines Verbrechens 
läßt erkennen, daß eine Zuchthausstrafe von zwei Jah­
ren nicht dazu angetan ist, den erzieherischen Zweck 
der Bestrafung zu erfüllen und unseren Staat vor der 
Begehung weiterer derartiger Verbrechen durch den 
Angeklagten zu schützen.

Das Oberste Gericht hält daher eine Zuchthausstrafe 
von mindestens drei Jahren für angemessen.

§§ 223 Abs. 2, 280 Ziff. 4 StPO.
1. Zur Frage der Strafzumessung.
2. Geständnis und Reue des Angeklagten sind grund­

sätzlich nicht geeignet, die Schwere des Verbrechens 
zu mindern. Aus dem Vorhandensein eines Sprachfeh­
lers allein können Rückschlüsse auf den Intelligenz­
grad eines Menschen nicht gezogen werden.

OG, Urt. vom 6.: März 1953 — la Ust 91/53.
Aus den G r ü n d e n :

Soweit mit den Berufungen die Höhe der erkannten 
Freiheitsstrafen beanstandet und die Verurteilung zu 
geringeren Strafen erstrebt wird, konnten sie keinen 
Erfolg haben. Wie aus der Begründung des angefoch­
tenen Urteils hervorgeht, hat das Bezirksgericht bei 
der in der Strafhöhe zum Ausdruck kommenden Wer­
tung der Handlungen der Angeklagten bereits Um­
stände zugunsten der Angeklagten berücksichtigt, die 
grundsätzlich nicht geeignet sind, die Schwere der fest­
gestellten Verbrechen zu mindern.

Ein Geständnis, das in dem ehrlichen Bestreben der 
Mithilfe an der Aufklärung und Feststellung eines 
Verbrechens abgelegt wird, sowie die aufrichtige Reue 
eines Angeklagten stellen zwar den ersten Schritt zur 
Wiedergutmachung dar; diese nach der Tat liegenden 
Umstände haben jedoch bei der Bewertung der fest­
gestellten verbrecherischen Handlungen außer Betracht 
zu bleiben, da für die Höhe der zu erkennenden Frei­
heitsstrafe allein der Grad der gesellschaftlichen Ge­
fährlichkeit der Tat, der Grad der Verantwortlichkeit 
des Täters, die von ihm bei der Tatausführung an den 
Tag gelegte Intensität, seine Beweggründe sowie die 
eingetretenen oder möglichen Folgen der Tat bestim­
mend sind.

Der Auffassung des Bezirksgerichts, daß es sich bei 
dem Angeklagten B. um einen infolge eines Sprach­
fehlers primitiven Menschen handele und dieser Um­
stand strafmildernd zu berücksichtigen sei, kann nicht 
gefolgt werden. Die Primitivität eines Menschen aus 
dem Vorhandensein eines Sprachfehlers abzuleiten, ist 
unlogisch und widerspricht der allgemeinen Lebens­
erfahrung. Die Beurteilung des Intelligenzgrades und 
der geistigen Beweglichkeit eines Menschen kann viel­
mehr nur aus seinem Verhalten bei der Begehung der 
Tat und aus seinem sonstigen Verhalten entnommen 
werden. Auf Grund der vom Bezirksgericht getroffenen 
Feststellungen in Verbindung mit dem Protokoll über 
die Hauptverhandlung und aus dem gesamten übrigen 
Akteninhalt ergibt sich, daß die Auffassung des Be­
zirksgerichts von der Primitivität des Angeklagten B. 
nicht gerechtfertigt ist. Das Bezirksgericht hat weiter 
verkannt, daß die Verbreitung tendenziöser Gerüchte, 
auch wenn sie von geistig nicht besonders beweglichen 
Menschen begangen wird, eine außerordentliche Gefahr 
für den Bestand unserer Ordnung und für die Erhal­
tung des Friedens ist.

Wenn mit der Berufung vorgetragen wird, daß der 
Angeklagte B. erst auf Aufforderung seiner Arbeits­
kollegen die Hetzblätter verteilt habe, er die Zettel 
mithin nicht systematisch verbreitet habe und dieser 
Umstand bei der Strafzumessung Berücksichtigung 
finden müsse, so kann dem nicht gefolgt werden, da 
der Angeklagte durch die Bekanntgabe des Besitzes 
der Hetzschriften erst den Anstoß zu den an ihn er­
gangenen Aufforderungen gegeben hat. Die Auffassung 
der Berufung, daß in Anbetracht der Jugend des An­
geklagten der strafbare Sachverhalt an der Grenze zum 
Jugendstrafrecht liege, ist irrig. Sie kann nur so ver­
standen werden, daß die Strafzumessung nach den 
Grundsätzen des Jugendstrafrechts vorzunehmen sei. 
Ganz abgesehen davon, daß auch das Jugendstrafrecht 
als Strafe den Freiheitsentzug bis zu 10 Jahren vor­
sieht, bedeutet diese Auffassung nicht nur eine Ver­
wischung der durch die Gesetzgebung in der Deutschen 
Demokratischen Republik geschaffenen klaren Abgren­
zung der Bewertung von Straftaten Jugendlicher und 
Erwachsener, sondern auch eine Herabminderung des 
durch unsere demokratischen Gesetze und deren rich­
tige Anwendung im Interesse der Werktätigen zu ge­
währleistenden Schutzes der gesellschaftlichen und po­
litischen Entwicklung in der Deutschen Demokratischen 
Republik. Die gegen den Angeklagten B. erkannte 
Freiheitsstrafe ist unter Berücksichtigung aller sach­
lichen und persönlichen Umstände, wie sie sich aus der 
zusammenhängenden Darstellung des angefochtenen 
Urteils ergeben, nicht zu hoch bemessen. Dasselbe trifft 
auch für die gegen den Angeklagten T. erkannte Frei­
heitsstrafe zu. Das Bezirksgericht hat zutreffend er­
kannt, daß die strafrechtliche Verantwortlichkeit dieses 
Angeklagten mit Rücksicht auf seine Zugehörigkeit 
zur Volkspolizei im Zeitpunkt der Tat und der ihm ob­
liegenden Pflicht zur Bekämpfung aller gegen unseren 
Staat und gegen die Erhaltung des Friedens gerich­
teten Handlungen größer ist als die des Angeklagten B. 
Der Angeklagte T. hat nicht nur geduldet, daß B. wei­
terhin im Besitz der Hetzschriften blieb, sondern er 
hat einige davon sogar weiterverbreitet, wobei es ohne 
Bedeutung ist, daß diese Verbreitung innerhalb des 
Familienkreises erfolgte. Jede Weitergabe von Hetz­
material birgt die Gefahr der ideologischen Beeinflus­
sung im Sinne der westlichen Kriegstreiber und damit 
eine Friedensgefährdung in sich. Die von dem Bezirks­
gericht gegen den Angeklagten T. erkannte Freiheits­
strafe entspricht daher durchaus dem Grad der gesell­
schaftlichen Gefährlichkeit der Handlung.

§§ 180, 291 Ziff. 5 StPO.
Die Verletzung der Vorschrift ,'des § 180 StPO Ist ein 

grober Verstoß gegen das Recht des Angeklagten auf 
Verteidigung. Bin solcher Verstoß muß gemäß § 291 
Ziff. 5 StPO notwendig die Aufhebung de3 angefochtenen 
Urteils zur Folge haben.

OG, Urt. vom 3. März 1953 — lb Ust 48/53.
Aus den G r ü n d e n ;

Die Nachprüfung des Urteils hat ergeben, daß dem 
Angeklagten entgegen § 180 StPO die Anklageschrift 
vor der Hauptverhandlung weder zugestellt noch zur 
Kenntnis gebracht worden ist.

Auf Grund der Verfügung des Vorsitzenden des Be­
zirksgerichts vom 6. Januar 1953 war dem Angeklagten 
die Anklageschrift durch Verlesen bekanntzugeben. Die 
Kenntnisnahme von der Anklageschrift hätte daher ge­
mäß § 180 Abs. 2 Satz 2 StPO der schriftlichen Bestäti­
gung durch den Angeklagten bedurft. Diese gesetzlich 
vorgeschriebene Bestätigung 'befindet sich jedoch nicht 
bei den Akten. Sie wird auch nicht durch den unter der 
Verfügung vom 6. Januar 1953 befindlichen, lediglich 
die technische Ausführung der Verfügung betreffenden 
Erledigungsvermerk der Geschäftsstelle vom 10. Januar 
1953 ersetzt, wonach die Anordnung der Bekanntgabe 
der Anklageschrift an den Angeklagten ausgeführt wor­
den ist. Ausweislich der Akten ist daher die Anklage­
schrift dem Angeklagten nicht zur Kenntnis gebracht 
worden, so daß § 180 StPO verletzt ist. Die nach dieser 
Bestimmung vorgeschriebene Mitteilung der Anklage­
schrift dient nicht nur zur Information des Beschuldig­
ten über einen der wichtigsten Vorgänge des ihn be­
treffenden Verfahrens; die grundsätzliche Bedeutung 
dieser Vorschrift liegt vielmehr darin, den Beschuldig­
ten in die Lage zu versetzen, sich auf Grund der Kennt­
nis des Inhalts der Anklageschrift gründlich auf die
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